
Demokratie: Reformen in den Kantonen - Perspekti­
ven für den Bund? 

URSBOLz1 

l. Einleitung 

"Die Idee unmittelbarer Vo/ksherr­
schaft ist im politischen Le ben der 
Schweiz zum bestimmenden Bild 
geworden; sie wird auch die Kraft 
haben, in neuer Gestalt zur erfü/1-
ten Wirklichkeit zu werden. " 

Max Imboden (J 963) 

1977 wurde der Expertenentwurf für eine neue Bundesverfassung verõf­
fentlicht. Das Resultat ausführlicher Grundlagenarbeiten, gerade auch im 
Bereich der Demokratie. Zu konkreten Ergebnissen hat es bisher nicht 
gereicht. Anders in den Kantonen: Neun Kantone haben sich seit 1965 
neue Verfassungen gegeben. In zwei Kantonen ist eine Totalrevision im 
Gang (in Bem steht die Volksabstimmung am kommenden 6. Juni 1993 
bevor). In weiteren sechs Kantonen sind erste konkrete Schritte zur Total­
revision eingeleitet worden. 2 E ine breite Bewegung, in der au eh die Chance 
genutzt wurde, die demokratischen Einrichtungen zu überprüfen und für 
die Zukunft neu auszurichten. 

Leicht überarbeitete und mit Verweisen ergãnzte Fassung des Vortrags, den ich am 
19.3.1993 an der Wissenschaftlichen Tagung der schweizerischen Gesellschaft für 
Gesetzgebung gehalten habe. Die Tagung war dem Thema "Emeuenmg der direkten 
Demokratie" gewidmet. 

2 Vgl. Botz, Totalrevisionen 1992. Neue Verfassungen: Nidwalden, 1965; Obwalden, 
1968; Jura 1977; Aargau 1980; Basel-Land und Uri 1984; Solothurn 1986; Thurgau 
und Glarus 1988. Laufende Totalrevisionen: Bem, Appenzell Ausserrhoden. Dis­
kussionen laufen anfangs 1993 namentlich in den Kantonen Zürich, St. Gallen, 
Graubünden, Luzem, Fribourg und Tessin. 
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Es ist hier nicht der Anlass, Überlegungen anzustellen, warum die V erfas­
sungs- und damit auch die Demokratiereform in den Kantonen gegenwãrtig 
erfolgreicher lãuft als im Bund. Ich mõchte aber versuchen, darzustellen, 
welche Reformen in den Kantonen i m Bereich der demokratischen Institu­
tionen lanciert und realisiert wurden und welche Rückschlüsse sich aus den 
gemachten Erfahrungen für die Bundesebene ziehen lassen. 

W as macht di e Rechtsvergleichung innerhalb des Bundesstaates interes­
sant? Ich darf drei Gründe anführen: 

(l) Zwischen den demokratischen Einrichtungen auf Stufe Bund und 
Kanton gibt es sehr viele Parallelen. Deshalb ist es auch nicht erstaunlich, 
dass die Probleme, die sich im Rahmen der Demokratiediskussionen in den 
Kantonen stellten, in vielerlei Hinsicht identisch sind mit denjenigen im 
B un d. 

(2) Das kantonale Verfassungsrecht war gerade im Bereich demokratischer 
Institutionen seit jeher eine wahre Fundgrube. 

(3) Bedeutende Innovationen liefen im Bundesstaat hãufig von unten na eh 
o ben. Zu einer Zeit, in der sich die Demokratiereform auf Bundesebene an 
verschiedenen Hindemissen staut, ist es von besonderem Interesse, welche 
Reformen au f kantonaler Ebene den Durchbruch schaffien. 

le h ha be wãhrend den letzten fünf J ahren di e Chance gehabt, al s Sekretãr 
der bemischen Verfassungskommission an der Diskussion über die Reform 
von kantonalen demokratischen Einrichtungen mitzuwirken. Es ist mir eine 
Freude, ihnen heute über die Arbeiten in den Kantonen, namentlich im 
Kanton Bem, berichten zu kõnnen. Sie mõgen mir verzeihen, wenn ich 
angesichts der Vielfalt der kantonalen Regelungen allenfalls nicht ganz 
vollstãndig bin. 

lch werde 

zuerst, quasi als Grundlegung, kurz auf die klassischen Unterschiede 
im System der Volksrechte von Bund und Kantonen hinweisen (2), 

im eigentlichen Hauptteil die neueren Entwicklungen und Reformen 
im Bereich de r kantonalen Volksrechte vorstellen (3) und 
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diese Plattform schliesslich dafür benutzen, um mõgliche Perspekti­
ven für den Bund anzusprechen und einige Vorschlãge zur Disku_ssion 
zu stellen ( 4). 

2. U nterschiede i m System d er Volksrechte von Bund un d 
Kan to nen 

Es gibt gewisse Bausteine in der halb-direkten Demokratie schweizerischer 
Prãgung, die sowohl im Bund wie auch in den Kantonen zu finden sind: 
Das obligatorische Verfassungsreferendum, die Verfassungsinitiative und 
das Gesetzesreferendum. Daneben haben sich zwischen Bund und Kanta­
nen fast ebenso klassische Unterschiede entwickelt. Unterschiede, die bei 
rechtsvergleichenden Betrachtungen von Bedeutung sind. Ich mõchte vier 
davon ansprechen: 

(l) Im Unterschied zum Bund kennen alle Kantone di e Gesetzesinitiative. 3 

Sie ist auf Stufe Kanton heute nicht mehr wegzudenken.4 Da vierzehn 
Kantone zudem auch noch das obligatorische Gesetzesreferendum kennen, 
ist hier die Rolle des Volkes als eigentlicher Gesetzgeber noch viel ausge­
prãgter als im Bund. 

(2) Wesentlich ist zudem, dass die Stimmberechtigten in allen Kantonen 
über das Finanzreferendum an bedeutenden kostenrelevanten Entscheiden 
mitwirken kõnnen. 5 Wie Giacometti bereits 1941 schrieb, hat di e Idee der 
Volksherrschaft "über das Finanzreferêndum auch im Gebiete der kantona­
len Verwaltung ihre Verwirklichung erfahren. "6 

3 Vgl. die Übersicht bei WÜTHRICH 1990, S. 359f 

4 Sie hatte eine lange Zeit nur eine geringe praktische Bedeutung, erlebte in den letz­
ten beiden Jahrzehnten aber einen bedeutenden Aufschwung. Vgl. AUER 1978, S. 
11 9. Im Kanton Bern wurden zwischen 1970 und 1992 1 9 Gesetzes- und 6 Verfas­
sungsinitiativen zur Abstimmung gebracht. 

5 5 Kantone kennen heute ausschliesslich ein obligatorisches, 7 Kantone ein fakultati­
ves und 14 Kantone sowohl ein fakultatives wie auch ein obligatorisches Finanzrefe­
rendwn. 

6 GIACOMETTI 1941, S. 525. 
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(3) In den Kantonen ist es weit verbreitet, das s di e kantonalen Parlamente 
Vorlagen von sich aus der Volksabstimmung unterbreiten kõnnen.? Eine 
Lõsung, die heute im Bund nur im Bereich der internationalen Vertrãge 
(Art. 89 Abs. 4 BV) vorkommt. 

( 4) Im Bereich des W ahlrechts schliesslich ha ben wir - im Unterschied 
zum Bund - die Volkswahl der RegierJ.Ing. Diese hat beispielsweise im 
Kanton Bern 1906 Eingang in die Verfassung gefunden und ist heute in 
allen Kantonen verwirklicht. 8 

Verschiedentlich wurde versucht, diese weitergehenden kantonalen Volks­
rechte auch auf Bundesebene zu verwirklichen. So wurde namentlich die 
Forderung nach Einfiihrung der Gesetzesinitiative immer wieder vorge­
bracht. 9 1961 wurde eine entsprechende Verfassungsãnderung vom Volk 
abgelehnt. .1971 kam eine Initiative "mit gleicher Stossrichtung nicht zu­
stande. Politische Vorstõsse der letzten Jahre brachten ebenfalls keine 
zãhlbaren Resultate. l O 

Gleichermassen erfolglos waren Vorstõsse zur Einfiihrung eines Finanzre­
ferendums. Ein allgemeines Finanzreferendum wurde 1956 vom Volk 
verworfen. Gleich ging es dem Rüstungsreferendum im Jahr 1987. Auch 
hier sind seither weitere politische Vorstõsse eingereicht und abgelehnt 
worden.ll 

7 Vgl. die Übersicht bei WÜTiffi.ICH 1990, S. 357f; GRISEL 1987, S. 251( 

8 Vgl. die Übersicht bei WÜTiffi.ICH 1990, S. 342( 

9' Vgl. die Übersicht bei WERTENSCHLAG 1990, S. 80f; WILDHABER 1988, Art. 118, Rz. 
101. 

l O Vgl. z.B. die parlamentarische Initiative Jager, Amtl. Bull.Nr. 1987, 673ff. 

11 Vgl. z.B. die parlamentarische Initiative Günter (allgemeines Finanzreferendum), 
Amtl. Buli. Nr. 1988, 848ff.; parlamentarische Initiative Hubacher 
(Rüstungsreferendum), Amtl. Bull. Nr.l991, 2399ff 
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3. Reformen in den Kantonen 

W er von Reformen im Bereich der kantonalen Volksrechte spricht, kommt 
nicht darum herum, darauf hinzuweisen, dass lange nicht alle neuen Ideen 
in kantonalen "Demokratiewerkstãtten'' entwickelt wurden. Die Totalrevi­
sion der Bundesverfassung ist zwar auf das Trockene gelaufen; viele Ideen 
und Konzepte der Kommissionen W ahlen und Furgler haben aber - wie 
schon verschiedentlich zu Recht festgestellt wurde -in den neuen kantona­
len Verfassungen deutliche Spuren hinterlassen.12 Auch seither flossen 
natürlich immer wieder Ideen zwischen Bund und den Kantonen hin und 
h er. 

Nun, was geschah in den Kantonen? Was wurde diskutiert, was kopiert, 
was realisiert? Ich habe versucht, die wichtigsten Reformen in zwõlf Por­
tionen aufzubereiten. 

3.1 Ausbau des Verwaltungsreferendums 

Wesentlich ist, das s das Verwaltungsreferendum 13 über das Finanzrefe­
rendum hinaus in den Kantonen eine bedeutende Aufwertung erfahren hat. 
Seit langem ist festgestellt worden, dass das Gesetz, der klassische An­
knüpfungspunkt fiir unsere Volksrechte, nicht mehr der alleinige Angel­
punkt fiir das politisch Wichtige ist. Auch in den Kantonen wurde deshalb 
bemãngelt, dass die wichtigen Entscheide zunehmend ausserhalb der Ge-_ 
setzgebung fallen würden. Das Gesetz sei zudem oft so leer und abstrakt, 
dass sich das Volk gar nichts mehr darunter vorstellen kõnne. Es müsse 
deshalb dafiir gesorgt werden, dass das Volk zusãtzlich sowohl im Vorver­
fahren der Rechtsetzung, als auch bei konkreten Entscheiden, dort wo es 
um das Handfeste geht, mitentscheiden kõnne. 14 

12 Vgl. z.B. LOMBARDI 1990, S. 11. 

13 Wenn ich dabei von Verwaltungsreferendwn spreche, so meine ich ausschliesslich 
das Referendwn gegen Beschlüsse des Par1aments und nicht gegen Beschlüsse der 
Regierung. 

14 Vgl. z.B. Basel-Land, 2_ Bericht, Ziff. 243.26; Aargau, Sch1ussbericht, S. 21; Bem, 
Zwischenbericht, S. 86. Allgemein: K6Lz 1981, S. 54[.; MÜLLER/ SALADIN 1979, S. 
415ff. 
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Dieseh neuen Mitwirkungsbedürfuissen wurde in den Kantonen zuneh­
mend entsprochen. So führten in verschiedenen Kantonen bereits Initiati­
ven zu einem Ausbau der Volksrechte. In Bem beispielsweise bei Konzes­
sionserteilungen im Bereich der Wasserkraft oder bei Vemehmlassungen 
über Atomanlagen. 15 Aber auch die neuen Kantonsverfassungen haben 
dieser Entwicklung Rechnung getragen. Am weitesten geht hier - immerhin 
mit einem beachtlichen Ausnahmenkatalog - die Solothumer Verfassung, 
die ein allgemeines Parlamentsbeschlussesreferendum kennt. 16 Andere 
neue Verfassungen verankem zumindest einzelne Verwaltungsreferen­
den, 17 erlauben es dem Gesetzgeber, bestimmte Beschlüsse dem Referen­
dum zu unterstellen 18 oder ermãchtigen das Parlament, gewisse oder alle 
seine Beschlüsse dem Volk vorzulegen. 19 Verschiedene Kantone machen 
es durch die Ausdehnung des Gesetzesbegriffes zudem auch mõglich, ge­
wisse Einzelakte in ein Gesetz zu kleiden und damit den Volksrechten 
zugãnglich zu machen.20 . 

Wie ist man in Bem an das Problem herangegangen? Man wollte die Zahl 
der Beschlüsse, die in jedem Fali dem fakultativen Referendum unterste­
hen, nicht allzu weit fassen, damit nicht unbestrittene Entscheide unnõtig 
verzõgert werden. Auf der anderen Seite wollte man aber der Grundidee, 
alles Wichtige und politisch Bedeutende den Volksrechten zugãnglich zu 
machen, doch nachleben. Weil die Modelle anderer Kantonsverfassungen 
nicht ganz zu überzeugen vermochten, wurde ein neuer Ansatz gesucht. 
Man führte eine neue Referendumsart ein: das ausserordentliche fakulta­
tive Minderheitsreferendum; ein Behõrdenreferendum, das von einer 
qualifizierten Minderheit im Parlament ergriffen werden kann. 

Im Bereich des Referendumsrechts wechselt der Kanton Bem in diesem 
Sinn von einem Zwei- zu einein Drei-Kreise-Modell. Bisher gab es neben 
dem recht breiten obligatorischen Referendum nur das ordentliche fakulta-

15 'Art. 6a und 6d KV BE (1893). 

16 KV SO 36~ ãhnlich auch bereits KV BS 29. 

17 KV UR 25 (Wasserkraft)~ KV NW 52, KV GL 57 (Atomenergie). Auch bereits KV 
GR 2bis (Wasserkraft)~ KV VD 27ter, KV ZH 30 (Vemehmlassungen Atomenergie)~ 
KV SH 42 (Vemelun1assungen Atomenergie und Nationalstrassen). 

18 KV AG 63, KV TG 24, KV BL 31 (Planungsbeschlüsse). 

19 Z.B. KV JU 79, KV UR 25, KV TG 25. Bereits schon KV ZH 30, KV SZ 32. 

20 KV AG 78, KV BL 63, KV UR 90, KV SO 71. 
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tive Referendum. Neu werden die obligatorischen Volksabstimmungen (1. 
Kreis) stark abgebaut. Dem ordentlichen fakultativen Referendum (2. 
Kreis) sind weiterhin Gesetze und grossere Ausgaben, wie neu auch Kon­
zessions- und Grundsatzbeschlüsse unterstellt. Weil damit aber nun noch 
nicht alles politisch Wichtige erfasst werden kann, schliesst sich ein dritter 
Kreis an: Weitere Beschlüsse kõnnen dem fakultativen Referendum unter­
stellt werden, wenn 80 von 200 Mitgliedem des Grossen Rats es verlan­
gen. Auf dem Weg zu einer Volksabstimmung sind hier zwei Hürden zu 
überwinden: eine erste im Parlament und die zweite bei der Unterschriften­
sammlung. Diesem ausserordentlichen fakultativen Referendum unterste­
hen beispielsweise Anleihensbeschlüsse, die Steueranlage oder auch Ver­
nehmlassungen im Bereich der Atomenergie. 21 

3.2 Konstruktives Referendum 

Lebhaft diskutiert wurde im · Kanton Bem die Idee des konstruktiven Refe­
rendums. Dieses hat unter dem Namen "Volksvorschlag" Eingang in den 
Bemer Verfassungsentwurf gefunden (Art. 63) und ist wohl die spannend­
ste Bemer Innovation im Bereich der Volksrechte. Es handelt sich um 
einen Versuch, ein Instrument zu entwerfen, das die blossen "Nein-Sager" 
zurückbindet, die Zahl von sogenannten "Orakel-Neins" verkleinert, 
"unheilige" Allianzen verhindert, die Referendumsdrohung dãrnpft und 
Vorlagen vor der Verwerfung rettet. Die Idee fiel in der bemischen Verfas­
sungskommission zuerst auf sehr fruchtbaren Boden. Recht bald blies aber 
dann heftiger Gegenwind: Angeführt wurde namentlich, das neue Volks­
recht sei unnõtig, das Instrument sei nicht effizient, das Parlament würde 
geschwãcht und das Abstimmungsverfahren würde allzu kompliziert. Der 
Volksvorschlag vermochte sich nur knapp im Kommissionsantrag zu hal­
ten und schaffie, nach heftigen Auseinandersetzungen im Pariament, noch 
ganz knapp als Variantenfrage den Weg vor das Volk. Dieses wird nun 
darüber entscheiden kõnnen, ob es das neue Volksrecht will oder nicht. 

Wie ist dieser Volksvorschlag in der neuen Bemer Verfassung ausgestal­
tet? Der Volksvorschlag kann bei Gesetzesvorlagen und Grundsatzbe­
schlüssen eingereicht werden. Notig sind, wie für das Referendum, l O 000 
Unterschriften in drei Monaten. Ein Volksvorschlag gilt gleichzeitig als 

21 Art. 62 KVE BE. Der Verfassungtext schliesst bei Wahlgeschãften, Justizgeschãften, 
der Staatsrechnung und dem Voranschlag eine Volksabstimmung aus. 
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Referendum. Er kann einen einzelnen oder mehrere Punkte enthalten, die 
von der behõrdlichen Vorlage abweichen. Kommt ein Volksvorschlag 
zustande, muss das Parlament dazu Stellung nehmen und gleichzeitig - wie 
bei einer Initiative - über seine Gültigkeit befinden. Dies kann zu einer 
Verzõgerung von ungefáhr sechs Monaten führen. In der Abstimmung 
wird der Volksvorschlag der behõrdlichen Vorlage als Ganzes gegenüber­
gestellt. Das Abstimmungsverfahren verlãuft nach dem nun weitherum 
bekannten System des "doppelten Ja mit Stichfrage". Das Volk kann bei­
den Vorlagen zustimmen und hat allenfalls mit einer Stichfrage zu ent-· 
scheiden, welcher Vorlage es den Vorzug gibt. Mõglich bleibt auf jeden 
Fali die Verwerfung beider Vorschlãge.22 

3.3 Grundsatzabstimmungen 

Im Schlussbericht der Expertenkommission Wahlen wurde die Frage auf­
geworfen, ob es wünschenswert sei, dass sich das Volk bereits frühzeitig 
zu den groben Linien einer künftigen Gesetzgebung aussprechen kõnne. 23 
Dahinter stand die Idee, das Volk dort mitentscheiden zu lassen, wo die 
eigentlichen W eichen gestellt werden und ni eh t erst am Schluss, wenn es 
nur noch um das Absegnen eines fertigen Pakets, um den blossen Vollzug 
von geschaffenen Sachzwãngen gehe. 24 

Die Idee von Grundsatzabstimmungen über die künftige Ausgestaltung 
von Erlassen führte in den Kantonen zu konkreten Ergebnissen. Es gibt sie 
heute in den Kantonen Basel-Land, Solothum, Schaflhausen, St. Gallen 
und neú auch in Bem. 25 

Der Einbezug des Volkes in solche Grundsatzbeschlüsse kann natürlich 
nicht verhindem, dass es spãter bei der ausgearbeiteten Vorlage zu einer 
zweiten Abstimmung kommt, weil der Teufel bekanntlich ja nicht nur im 
Grundsatz, sondem auch im Detail stecken kann. Immerhin ist mit diesem 
Instrument doch die Mitwirkungsmõglichkeit des Volkes im Vorverfahren 

22 Vgl. BoLz, Volksrechte (1992). Vgl. dazu auch den Beitrag von LONGCHAMP, in die-
sem Heft. 

23 Schlussbericht Wahlen, S. 222fT. 

24 Vgl. Basel-Land, 2. Bericht, ZifT. 124, 246. Aargau, Schlussbericht, S. 23fT. 

25 KV BL 32; KV SO 36 i. V. mit 73, KV SH Art. 42, KV SG 48, KVE BE 62. 
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der Gesetzgebung gewãhrleistet und damit die Hoffnung verknüpft, die 
Verwaltung werde rechtzeitig in die richtige Richtung gewiesen und spã­
tere Planungsleichen würden vermieden. 

3.4 Variantenabstimmungen 

Die Idee von Varianten- bzw. Einzelpunktabstimmungen hat in verschie­
denen Kantonen Eingang in die Praxis gefunden.26 Dies nicht nur für die 
Revision der Verfassung, sondern auch für die Gesetzgebung. Es wurde 
vorgebracht, die Stimmberechtigten sollten vermehrt zwischen echten 
Alternativen auswãhlen · kõnnen. Die direkte Demokratie setze solche Al­
ternativen voraus. Ein Nein sei hãufig keine solche Alternative. 

In Bern stand man insofern vor einer neuen Situation, als man- im Gegen­
satz zu anderen Kantonen, die Variantenabstimmungen eingeführt hatten -
seit lãngerer Zeit das fakultative Gesetzesreferendum kannte. Auf keinen 
Fall wollte man über Variantenabstimmungen wieder zum obligatorischen 
Gesetzesreferendum zurückkehren. Es stellte sich deshalb die Frage, wie 
dem Volk Varianten unterbreiten werden kõnnen, wenn noch gar nicht 
feststeht, ob es überhaupt zu einer Volksabstimmung kommt. In Bern hat 
man folgende Lõsung gefunden: Der Grosse Rat ver':lbschiedet einen 
Hauptantrag. Diesem Hauptantrag kann er- mit Mehrheitsbeschluss- ~ine 

Variante im Sinne eines Eventualantrages gegenüberstellen. Wird gegen 
die Vorlage kein Referendum.. ergriffen, so fàllt der Eventualantrag dahin 
und ~er Hauptantrag tritt in Kraft. Kommt das Referendum zustande, so 
werden dem Volk beide Antrãge als selbstãndige Hauptantrãge vorgelegt. 
Das Abstimmungsverfahren verlãuft ebenfalls nach dem System des 
"doppelten J a mit Stichfrage". 

26 Vgl. z.B. KV BE (1893) 100~ KV SO 35~ KV ZH 30. Teilabstimmungen z.B. in: KV 
SH 42, KV SG 47, KV LU 40. 
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3.5 Ausdehnung der Verwaltungsinitiative 

Wíe das Verwaltungsreferendum erfuhr in den Kantonen auch die Verwal­
tungsinitiative eine Aufwertung. Solothum (Art. 29) kennt - wie seit jeher 
au eh Basel ( § 28) - eine allgemeine Parlamentsbeschlussesinitiative; sie 
wurde in der neuen Verfassung bestãtigt. Zunehmend Verbreitung fand 
zudem die Initiative auf Einreichung eíner Standesinitiative; sie besteht 
heute in zehn Kantonen. Auch über den erweiterten Gesetzesbegrifi27 er­
fuhr das Initiativrecht im Bereich von Verwaltungsakten eine beachtliche 
nominelle Aufwertung; denn damit wird den Initianten ermõglicht, jegli­
ches Vorhaben in Gesetzesform zu kleiden und vor das Volk zu bringen. 

In Bem scheute man deshalb etwas vor diesem erweiterten Gesetzesbegriff 
zurück. Man entschloss sich vielmehr, das Initiativrecht deckungsgleich 
zum Referendumsrecht auszugestalten: Verwaltungsinitiativen sollen 
überall dort zulãssig sein, wo Verwaltungsakte auch dem Referendum 
unterstehen. Damit wird im Kanton Bem künftig auch eine lnitiative auf 
Ausarbeitung eines bestimmten Projekts, auf Vomahme eines bestimmten 
Ausgabenbeschlusses oder auf Ãnderung oder Kündigung einer Konzes­
sion zulãssig sein (Art. 62 i. V. mit Art. 79 KVE). 

3.6 Einheitsinitiative 

Die Einheitsinitiative ist ein eigentliches Kínd der Totalrevision der Bun­
desverfassung. 28 Auch di ese Idee fiel in den Kantonen auf ein gutes Echo. 
Sie fand Eingang in die neuen Verfassungen der Kantone Jura, Basel­
Landschaft, Thurgau und neu auch Bem.29 

Im Kanton Jura gibt es neben der Einheitsinitiative keine andere Initiativ­
form mehr. In den übrigen Kantonen existiert sie neben den formulierten 
Verfassungs- und Gesetzesinitiativen. Sie wird als nichtformuliertes Be-

27 Vgl. vome Anm. 20. 

28 Verfassungsentwurf 1977, Art. 64, 66~ Bericht Expertenkonunission, S. 142ff. Vgl. 
LoMBARDI 1990~ WERTENscHLAG 1990, s. 89tT.~ KõLz 1 PoLEDNA 1988. BBI 1991 m 
856ff. 

29 KV JU 76[.; KV BL 28f., 29~ KV TG 26, vgl. STAHELIN 1991, S. 67~ KVE BE 59. 
Vgl. WERTENSCHLAG 1990, S. 91fT. 
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gehren eingereicht. Das Parlament erarbeitet die konkrete Vorlage und 
bestimmt die Rechtsetzungsstufe. In Bem kann das Parlament nicht nur die 
Verfassung oder das Gesetz, sondem auch den Beschluss als Rechtsform 
wãhlen.30 

Die neue Initiativform brachte in den Kantonen nicht eine eigentliche Aus­
weitung des lnitiativrechts, weil die Gesetzesinitiative j a schon vorbestand. 
Sie brachte bloss mehr Spielraum und Flexibilitãt für die lnitiative in der 
Form der einfachen Anregung. Falls sich die Initianten nicht sicher fühlen, 
sollen si e ein inhaltliches Anliegen einbringen kõnnen, ohne si eh au f. e ine 
bestimmte Rechtsform festlegen zu müssen. 31 

3. 7 Konkordatsinitiative 

Neu ist die im bemischen Verfassungsentwurf vorgesehene Initiative im 
Bereich des Konkordatsrechts oder, mit anderen Worten, im Bereich der 
kantonalen auswãrtigen Angelegenheiten: Mit einer Initiative kann künftig 
die Kündigung oder die Aufnahme von Verhandlungen über den Abschluss 
oder die Ánderung eines Konkordats verlangt werden. Das gleiche gilt für 
intemationale Vertrãge (Art. 58). Mit dieser Ausdehnung des Initiativ­
rechts soll eine demokratische Lücke geschlossen werden. Den, bemischen 
Verfassungsgeber konnte nicht befriedigen, dass bedeutende grenzüber­
schreitende Vereinbarungen, die Bürgerinnen und Bürger unmittelbar be­
rühren und interessieren kõnnen, dem lnitiativrecht entzogen sind. 

30 Diese Ausgestaltung lãsst den Begriff der Einheitsinitiative etwas verwirrlich er­
scheinen. Viehnehr handelt es sich ja wn eine Initiative in Form der allgemeinen 
Anregung, bei der das Parlament nicht nur den konkreten Text auszuarbeiten, son­
dern auch noch die Rechtsetzungsstufe zu bestimmen hat. Der Begriff 
"Einheitsinitiative" wurde denn in den kantonalen Verfassungstexten auch nie ver­
wendet. Vgl. auch LoMBARDI 1990, S. 46. 

31 Solche Unsicherheiten ergeben sich vor allem da, wo es wn die Frage nach einer ge­
nügenden Rechtsgrundlage geht. Beispielsweise bei einer Gesetzesinitiative, wenn 
die Verfassung einen sogenannten Verfassungsvorbehalt kennt (Aargau, Basel-Land 
und Thurgau). Unsicherheiten kõnnen aber insbesondere auch bei Beschlusses­
initiativen auftreten~ ein Problem, das namentlich im Kanton Bern im Vordergrund 
stand. Vgl. BoLz, Volksrechte 1992, S. 450f. 
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3.8 Volksmotion 

Zum Initiativrecht im weiteren Sinn gehõrt die Volksmotion, wie sie in die 
neue Verfassung des Kantons Solothum Eingang fand (Art. 34). Mit die­
sem Instrument hat eine relativ kleine Anzahl Stimmberechtigter das 
Recht, dem Kantonsparlament schriftlich einen Antrag zu stellen, der wie 
eine Motion zu behandeln ist. Nachdem die Erfahrungen des Kantons 
Solothum mit der Volksmotion nicht einhellig positiv waren, 32 wurde die 
Idee von keinem anderen Kanton mehr aufgenommen. 

3.9 W ahlrecht 

Irn Bereich des W ahlrechts fàllt die Suche nach nennenswerten Innovatio­
nen recht schwer. In groben Zügen sind sich die Wahlsysteme in den Kan­
tanen sehr ãhnlich, und sie blieben insgesamt recht konstant. Zumindest in 
Bem hat sich gezeigt, dass selbst eine Totalrevision einer Verfassung ein 
schlechtes Forum fiir Anderungen des Wahlrechts ist.33 

Zumindest eine bemerkenswerte Neuerung fmdet sich im bernischen Ver­
fassungsentwurf irn Bereich des W ahlrechts fiir Minderheitskandidaten. In 
einem Bereich übrigens, dem bei einer allfàlligen Diskussion um die 
Volkswahl des Bundesrats ebenfalls grosse Bedeutung zukãme. 

Di e Bemer Verfassung garantiert der franzõsischsprachigen. Minderheit irn 
Bemer Jura (ca. 8% der Bevõlkerung) einen von sieben Regierungssitzen. 
W ei l de r Regierungsrat bisher irn ganzen Kanton gewãhlt wurde, wurde 
au eh ·de r Minderheitskandidat regelmãssig durch di e deutschsprachige 
Mehrheit bestimmt. Hier wurde nun ein neues Wahlverfahren entwickelt, 
das zwar weiterhin eine W ahi irn ganzen Kanton zulãsst, di e Stirnmkraft 
der Minderheit bei der Bestellung ihres Regierungssitzes aber stãrker 
gewichtet. Gewãhlt werden soll künftig jene Kandidatin oder jene Kandi­
dat, die/der sowohl im Bemer Jura als auch irn ganzen Kanton das beste 
Resultat erzielt. Die Mathematiker haben dafiir eine besondere Zauberfor-

32 Vgl. SCHWALLER 1990. 

33 So waren beispielsweise folgende Vorstõsse chancenlos: auf Einftihrung von Frau­
enquoten, auf Proporzwahl des Regierungsrates, auf Volkswahl des Regierungsprã­
sidenten oder auch aufEinflihrung einer 5% Sperrklausel für das Parlament. 
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mei bereitgestellt: das geometrische Mittel. Die Ergebnisse im Bemer Jura 
und im ganzen Kanton werden miteinander multipliziert und aus der 
Summe wird die Wurzel gezogen. Dies ist zwar kein einfaches Verfahren, 
aber doch zumindest ein wertvoller Versuch, regionale Minderheiten bei 
Majorzwahlen besser zu berücksichtigen. 

3.10 Schutz und Sicherung der Volksrechte 

Interessant ist, dass die neuen Kantonsverfassungen vielfáltige Bestim­
mungen über den Schutz und die Sicherung ihrer Volksrechte enthalten. 

Allen voran findet sich in zahlreichen neuen Verfassungen der Grundsatz, 
dass das Wichtige un d Bedeutende im Gesetz geregelt werden muss. 34 

Mit dieser Delegationsschranke soll verhindert werden, dass wichtige 
Rechtssãtze delegiert und somit dem Referendum entzogen werden. In den 
neuen Verfassungen finden sich zudem verschiedene weitere Delegations­
vorschriften, die dem Ziel dienen, die Volksrechte vor der Aushõhlung zu 
schützen - insbesondere im Bereich des Finanzreferendums.35 Im weiteren 
kann erwãhnt werden, dass 

im Kanton Basel-Land die Verfassung festlegt, dass Initiativen nur 
bei offensichtlicher Rechtswidrigkeit ungültig erklãrt werden dürfen 
(Art. 29); 

in der gleichen Verfassung Schutzvorséhriften fiir Mehrfachabstim­
mungen aufgestellt werden (Art. 33); 

in der neuen Bemer Verfassung ausdrücklich die Mõglichkeit erõffhet 
wird, auch einer Initiative in Form der einfachen Anregung emen Ge­
genvorschlag gegenüberzustellen (Art. 60). Damit soll verhindert 
werden, dass das Parlament bei der Ausarbeitung der Vorlage die 
Anliegen der Initianten im Sinne seiner Vorstellungen zurechtbiegt. 

34 KV AG 78; KV BL 36; KV SO 40; KVE BE 69. 

35 KV AG 63~ KV SO 40~ KV BL 36; KV JU 59~ KVE BE 69. 
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3.11 lnformationspflicht, Informationsrecht 

In engem Zusammenhang mit der Demokratiediskussion stehen die Pro­
blemkreise lnformation und Transparenz. Ich mõchte deshalb auch hier 
auf gewisse kantonale Reformen hinweisen. 

Bereits die Expertenkommissionen Wahlen und Furgler haben festgestellt, 
dass mit der Transparenz des Vorverfahrens der Gesetzgebung nicht alles 
zum Besten gestellt sei. Namentlich das Vemehmlassungsverfahren müsse 
aus dem "Halbdunkel der lnformalitãt" hinausgefiihrt werden. 36 Dieses 
Anliegen wurde in den Kantonen geteilt, was zu Reformen verschiedener 
Art fiihrte. 

(l) Die Offnung des Zugangs zu Vernehmlassungsverfahren, wie auch 
die Mõglichkeit zur Einsicht in Stellungnahmen fiir jedermann wurde in 
verschiedenen Kantonen verwirklicht. 37 

(2) Das Problem Information als wichtige Voraussetzung fiir eine effek­
tive Ausübung der demokratischen Rechte wurde erkannt. Zahlreiche neue 
Verfassungen verpflichten das Gemeinwesen, aktiv zu informieren. 38 

(3) Die Kantone haben sich in den letzten Jahren nun auch an ein eigentli­
ches Recht auf Information herangetastet. In der aargauischen Verfas­
sungsdiskussion wurde die Idee der Offentlichkeit der Verwaltungstãtigkeit 
lanciert. 39 Basel-Land tastete si eh bereits weiter vor: Hier erklãrt die 
Verfassung alle Akten, die sich auf die Zustãndigkeit des Parlaments be­
ziehen, al s õffentlich. W er ein schutzwürdiges Interesse glaubhaft macht, 
hat gar Anspruch auf Einsicht in alle amtlichen Akten, sofem nicht õffent­
liche oder private Interessen deren Geheimhaltung erfordem. 

36 So der Bericht der Expertenkommission 1977, S. 148. 

37 Vgl. KV AG 66, KV BL 34, KV SO 39, KVE BE 64. 

38 Z.B. KV AG 73, KV BL 56, KV TG 11, KV GL 80, KV ru 68, KVE BE 70. 

39 Aargau, Schlussbericht, 45ff. Die neue Verfassung war dann allerdings noch ZUIÜck­
haltend. Immerhin fmdet sich in der Verfassung die Bestimmung, dass alle Ak:ten, 
die sich auf eine der Volksabstimmung unterliegende Vorlage beziehen õffentlich 
sind (KV AG 72). So auchBGE 107 la 311. 
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In der neuen Bemer Verfassung hat man den Wechsel vom Geheimhal­
tungsprinzip zum Offentlichkeitsprinzip nun endgültig vollzogen. Die neue 
Verfassung gewãhrleistet ein Grundrecht auf Einsicht in amtliche Akten. 
Eine Einsicht kann nur aufgrund überwiegender õffentlicher oder privater 
Interessen verweigert werden (Art. 17). Dãínit wurde ein wichtiger Schritt 
getan, um der verbreiteten Kritik an der mangelnden Transparenz, der 
fehlenden Offentlichkeit des demokratischen Entscheidprozesses40 mit 
konkreten Massnahmen zu begegnen. 

3.12 Problematik "Missbrauch" von Volksrechten 

Das Thema "Missbrauch von Volksrechten", namentlich des lnitiativ­
rechts, wurde in letzter Zeit auf Bundesebene bekanntlich auf breiter 
Ebene diskutiert.41 Es wurde auch in der Bemer Verfassungsdiskussion 
aufgegriffen. 42 

Die Ausgangslage ist in den Kantonen insoweit anders, als kantonale In­
itiativen bereits heute an materielle Schranken gebunden sind. Diese dürfen 
bereits heute nicht gegen das aus Art. 4 BV abgeleitete Rückwirkungsver­
bot verstossen.43 Solche Ungültigerklãrungen waren allerdings wegen des 
Grundsatzes "in dubio pro populo" bisher nicht hãufig.44 

Die Missbrauchsfrage stellt sich in den Kantonen auch weniger heftig, weil 
hier namentlich das Finanzreferendum besteht und Initiativen deshalb nicht 
als unechte Referenden eingesetzt werden müssen. Ein "F/A-18-Problem" 
gãbe es in den Kantonen nicht. 

40 Vgl. allgemein: HANER 1990. 

41 Zur Diskussionen über die Zulãssigkeit von rückwirkenden Vo1ksinitiativen vgl. 
WILDHABER, 1988 Art. 118, Rz. 103ff.; EICHENBERGER 1992; KóLZ 1992. 

42 In Bem drehte sich die Diskussion namentlich auch um die sogenannte 
"Aareschutzinitiative"; vgl. BGE vom 16.2.1993. 

43 Vgl. allgemein MÜLLER 1987, Rz.74f. Zudem kõnnten Initiativen bereits heute auch 
wegen eines Verstosses gegen das Rechtsmissbrauchsverbot für ungü1tig erklãrt 
werden. Vgl. KóLZ 1982, S. 28f. 

44 Vgl. immerhin BGE 101 la 231ff. (Initiative "Rettet Regensberg", 1975). 
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In der Bemer Diskussion sah man bestãtigt, was schon Professor K. 
Eichenberger zur Waffenplatzinitiative festhielt:45 Mit dem herkõmmli­
chen Rückwirkungsverbot lãsst sich das Problem von sogenannt miss­
brãuchlichen lnitiativen nicht in den Griff bekommen. Dieses ist zu einsei­
tig aus dem Verwaltungsrecht hinausgewachsen und auf andere Probleme 
zugeschnitten. Es wãre von seiner Stossrichtung wenig geeignet, kantonale 
Bauvorhaben, die sich bereits in der Realisierungsphase befindeli oder 
sogar bereits vollendet sind, gegen rückwirkende lnitiativen abzusichem. 
Denn hãufig geht es eben nicht um Rückwirkung, sondem um andere ju­
ristische Probleme. Beispielsweise um die Frage, ob in wohlerworbene 
Rechte eingegriffen werden kann. In Bem wurde denn zu Recht auch ange­
fuhrt, dass juristisch geschickte Initianten ein verfassungsrechtliches 
Rückwirkungsverbot relativ leicht unterlaufen kõnnten. So kõnnte einem 
Bauverbot unzulãssige Rückwirkung vorgeworfen werden. Einem Be­
triebsverbot oder einem Begehren auf Stillegung eines Betriebs aber nicht. 

Immerhin ist in diesem Zusammenhang interessant, dass verschiedene 
Kantone das Rückwirkungsverbot ausdrücklich in ihren neuen Verfassun­
gen verankert und im Vergleich zur bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
ausgeweitet haben.46 Dies allerdings so weit ersichtlich unabhãngig von 
der Problematik von "missbrãuchlichen" lnitiativen. Recht weit geht na­
mentlich die Thurgauer Verfassung: sie verbietet jede Rückwirkung eines 
Erlasses, falls diese zu einer "zusãtzlichen Belastung" fuhrt.47 

Aufgrund des beschriebenen Charakters des Rückwirkungsverbotes ist es 
sehr zweifelhaft, ob diese ausgebauten kantonalen Rückwirkungsverbote 
als lnstrument gegen sogenannt missbrãuchliche lnitiativen tauglich sind. 
Angesichts dieser Ausgangslage hat man in Bem auf ein spezifisches 
Rückwirkungsverbot fur lnitiativen denn auch verzichtet. 

45 EICHENBERGER 1992, 412; vgl. auch KõLZ 1992, S. 422( 

46 KV GL 19; KV BL 11, KV AG 24; KV TG 4, KV JU 58. 

47 Dies selbst darm, wenn die bundesgerichtlichen Anforderungen sonst erfüllt wãren. 
Vgl. STAHELIN 1991, S. 25. 
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3.13 Würdigung 

Zum Schluss dieses Überblicks über verschiedene demokratische Refor­
men in den Kantonen darf insgesamt festgestellt werden, dass das überlie­
ferte System der halb-direkten Demokratie durch die zahlreichen Totalre­
visionen auf kantonaler Ebene bestãtigt wurde. Di e kantonalen Volksrechte 
wurden zwar in zahlreicher Hinsicht reformiert, Erdrutsche gab es aber 
keine. Konstant blieben insbesondere auch die Regierungssy~teme. An­
lãsslich der Totalrevisionen der kantonalen Verfassungen gab es keine 
bedeutenden Ansãtze, vom System der Konkordanzdemokratie abzurük­
ken, obschon diese Mõglichkeit in rechtlicher Hinsicht den Kantonen ohne 
weiteres offen gestanden wãre. 

4. Perspektiven für den Bund? 

4.1 Vorbemerkungen 

Selbstverstãndlich lassen sich die einzelnen kantonalen Reformen nun nicht 
ohne weiteres im gleichen Massstab auf den Bund übertragen. Eine Demo­
kratiereform auf Stufe Bund unterliegt besonderen Rahmenbedingungen 
und Bedürfnissen. Ich darf einige Stichworte anfiigen: der Faktor Grõsse 
mit der damit verbundenen hõheren Komplexitãt der Entscheidablãufe, die 
Erfordernisse des Fõderalismus sowie das Fehlen von matenellen Schran­
ken fur das Verfassungsrecht. 48 

Wie sollte sich nun die halb-direkte Demokratie im Bund im Vergleich zu 
den Kantonen entwickeln? Drei Antworten sind denkbar: 

(l) W as si eh au f unterer E ben e bewãhrt hat, soll - unter entsprechenden 
Anpassungen - nun auch im Bund verwirklicht werden. 

48 Zu der Frage materieller Schranken flir die Verfassungsrevision im Bund vgl. 
WILDHABER 1988, Art. 118, Rz. 23ff. 
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(2) In den Kantonen sei im Laufe der Jahrzehnte ein eigentlicher Demo­
kratieverlust eingetreten. Dies namentlich durch die zunehmende Übertra­
gung von kantonalen Aufgaben an den Bund.49 Es sei notwendig, diesen 
Demokratieverlust durch einen Ausbau der Mitspracherechte auf schwei­
zerischer Ebene zu kompensieren. Die Demokratie auf unterer Ebene 
werde zunehmend wertlos, weil es nur noch um den Vollzug von überge­
ordnetem Recht gehe. Es solle dafür gesorgt werden, dass sich das Volk 
wieder zu wichtigen Entscheiden ãussern kõnne. Und diese würden vor 
allem auf nati onal er Ebene fali en. 

(3) Die dritte Antwort lãuft gerade entgegengesetzt: Ein Ausbau der direkt­
demokratischen Instrumente auf Stufe Bund sei nicht denkbar. Dies ge­
stützt auf die Notwendigkeiten einer modernen und effizienten Staatslei­
tung. Vielmehr sei ein gewisser Abbau unumgãnglich. Allenfalls kõnne 
dieser durch ein Mehr an Demokratie auf der Stufe der Kantone und Ge­
meinden kompensiert werden. Die Zukunft der direkten Demokratie liege 
im kleinen Raum. Hier sei das Bedürfnis nach Mitbestimmung ausgeprãg­
ter vorhanden und die Überschaubarkeit gewãhrleistet. 

Welche Stossrichtung ist die Richtige? Die Frage kann hier offen bleiben. 
Sie braucht auch nicht auf dieser Abstraktionshõhe gelõst zu werden. W as 
in erster Linie benõtigt wird, ist ein Verfahren, in dem die teilweise diver­
gierenden Zielsetzungen einer Demokratiereform (z.B. weniger demokrati­
sche Leerlãufe, Befriedigung neuer Partizipationsbedürfnisse, Beschleuni­
gung des Entscheidprozesses) miteinander koordiniert werden kõnnen. Es 
ist sehr unfruchtbar, darüber zu diskutieren, ob nun mehr Effizienz oder 
mehr Demokratie das Richtige sei. Auch das alte Schlagwort 
"Verwesentlichung" hilft im übrigen nicht weiter. Alle verstehen etwas 
anderes darunter. Gerade di e Erfahrung im Kanton Bern hat bestãtigt, das s 
es von Vorteil ist, wenn eine Demokratiereform in einem Gesamtpaket 
erfolgen kann. Nur so kann das ganze demokratische System unter Be­
rücksichtigung aller relevanten Aspekte neu ausgelotet werden. Also nicht 
mehr Effizienz oder mehr Demokratie, sondern eine neue, zukunftsgerich­
tete Synthese auf einer hõheren Ebene. 

In Bern konnte aufgrund dieses umfassenden Ansatzes im Rahmen der 
Totalrevision der Verfassung erstaunlich vieles bewegt werden. Auf der 
einen Seite konnte der Anwendungsbereich der Volksrechte betrãchtlich 

49 Vgl. z.B. Basel-Land, l. Bericht, Ziff. 342. 
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ausgedehnt werden, auf der anderen Seite waren aber auch beschrãnkende 
Massnahmen, wie die Abschaffung des obligatorischen Finanzreferendums 
oder die Verdoppelung der Unterschriftenzahl fiir das Referendum im 
Parlament mehrheitsfáhig. Eine Erfahrung, die auch fiir den Bund Per­
spektiven õffnen kõnnte. 

4.2 Anregungen 

lch mõchte es mir nicht entgehen lassen, auf der Basis der beschriebenen 
kantonalen Reformen fiir die Bundesebene fiinf Anregungen zur Diskus­
sion zu stellen: 

(l) Ausbau des Verwaltungsreferendums 

Mein erster und zugleich wichtigster Vorschlag plãdiert fiir einen Ausbau 
des Verwaltungsreferendums. Das Bedürfnis nach einer vermehrten Parti­
zipationsmõglichkeit des Volkes an Verwaltungsakten ist offensichtlich 
und wurde wiederholt vorgetragen. Wie wir gesehen haben, haben die 
Kantone diesem Bedürfnis in verschiedener Hinsicht entsprochen. Im Bund 
wurde bisher nichts unternommen. Die Folge davon ist, dass Verfassungs­
initiativen als unechte Referenden eingesetzt werden. 50 Der Bund sollte 
hier, wie die Kantone, ordentliche demokratische Kanãle õffnen. 

Warum sind bisher alle Vorstõsse gescheitert?51 Liegt es nur daran, dass 
das Anliegen nicht in ein Gesamtpaket eingebunden werden konnte? Oder 
liegt es daran, dass das richtige Instrument noch nicht gefunden wurde? 

Welche Mõglichkeiten bestehen: Die eine wãre, gewisse Beschlüsse durch 
Gesetz dem Referendum zu unterstellen, wie dies beispielsweise beim 

50 Zur referendãren Funktion der Verfassungsinitiative vgl. z.B. WERTENSCHLAG 1990, 
S. 76f., KóLZ 1992, S. 426f. 

51 Z.B. Finanzreferendum 1956; Initiative ftir mehr Demokratie im Strassenbau 1978; 
Rüstungsreferendum 1987. Par1amentarische Initiative Günter (allgemeines Finanz­
referendum), Amtl.Bull. Nr I. 1988, 848ff.; parlamentarische Initiative Meier 
(Grossbauvorhaben), Amtl.Bull. Nr. 1990 1884ff.; par1amentarische Initiative Huba­
cher (Rüstungsreferendum), Amtl.Bull. Nr. 1991, 2399ff.; par1amentarische Initiative 
Rechsteiner (Bundesbeschüsse von ausserordentliche Tragweite), vgl. NZZ vom 
26.1.1993 ). 
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Hochschulfõrderungsgesetz oder beim Eisenbahngesetz52 getan wurde. 
Eine andere wãre, besonders wichtige Einzelakte in die Form des al/ge­
mein verbindlichen Bundesbeschlusses zu setzen und damit dem Referen­
dum zu unterstellen. Dieser Weg wird aber gegenwãrtig durch das Ge­
schãftsverkehrsgesetz verbaut. Er wãre verfassungsrechtlich nach der wohl 
herrschenden Meinung allerdings zulãssig. 53 

I eh mõchte ihnen vorschlagen, einen anderen W eg zu beschreiten und im 
Bund ein ausserordentliches par/amentarisches Minderheitsreferendum 
einzuführen, wie es in der neuen Berner Verfassung vorgesehen ist. Einer 
qualifizierten Minderheit des Parlaments - denkbar wãre je ein Drittel in 
beiden Rãten - sollte das Recht gegeben werden, einen Parlamentsbe­
schluss dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Mit diesem Instru­
ment kõnnten, falls eine Vorlage bereits im Parlament umstritten ist, Kon­
zessionen, Bewilligungen, Grossbauvorhaben oder andere wichtige Projek­
te dem fakultativen Referendum unterstellt werden. 

Dieser Vorschlag fânde nicht nur ein Vorbild in der Berner Verfassung, 
sondem - wie beschrieben - auch eine Basis in den zahlreichen parlamen­
tarischen Referenden der Kantone. 54 Allerdings sollte das vorgeschlagene 
parlamentarische Referendum auf Stufe Bund - anders als in den meisten 
Kantonen- im Normalfall nicht direkt zu Volksabstimmungen führen. Sol­
che plebiszitãren Lõsungen wurden meines Erachtens zurecht kritisiert. Zu 
einem Umengang soll es erst kommen, wenn zwei Hürden gemeistert wur­
den: das parlamentarische Quorum sowie eine genügende Anzahl Unter­
schriften. 

52 BG über die Hochschulfõrderung, Art. 14 Abs. l vom 22.6.1968; die Gesamtsumme 
der Beitrãge :fur eine Periode von mehreren Jahren ist durch allgemeinverbindlichen 
Bundesbeschluss festzulegen. 

BG über die Schweizerischen Bundesbahnen vom 23.6.1944, Art. 2; der Erwerb 
weiterer Eisenbahnen oder der Bau neuer Linien kann nur gestützt auf einen dem 
Referendum unterstellten Bundesbeschluss erfolgen. 

53 Vgl. MÜLLERiAUBERT 1987, Art. 89 Abs. l Rz. 3; Kõlz 1992, S. 427ff. mit Hinwei­
sen. Andere Meinung: GrusEL 1988, Art. 89 Abs. 2, Rz.l5ff. 

54 Vgl. vome Ziff. 2. Der Vorschlag eines parlamentarischen Minderheitsreferendums 
wurde auch bereits von KoLz, (Tagesanzeiger vom 23.5.1991) in der Õffentlichkeit 
vertreten. 
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Wir finden bei diesem Vorschlag im übrigen eine interessante Parallele zu 
Art. 89 der Bundesverfassung, dem Referendum im Bereich der intematio­
nalen Vertrãge. Auch da hat man festgestellt, dass nicht alle wichtigen 
Vertrãge rechtsatzmãssig umschrieben werden kõnnen. Es ist nicht ein­
fach, generell-abstrakt auf lange Sicht festzuhalten, was politisch wichtig 
und bedeutend ist. 55 Deshalb wurde in Ergãnzung zum fakultativen Refe­
rendum ein Behõrdenreferendum geschaffen (Abs. 4) um auch andere 
wichtige Vertrãge erfassen zu kõnnen. Das gleiche Argument gilt auch für 
das Verwaltungsreferendum. Die Verfassung ist ein allzu starres Instru­
ment, um das politisch Bedeutende lãngerfristig adãquat zu erfassen. 

Das vorgeschlagene Minderheitsreferendum hãtte folgende Vorteile: 

es erlaubt, alles Wichtige dem Referendum zugãnglich zu machen; 

es bewirkt keine unerwünschten Automatismen; bei unbestrittenen 
Geschãften braucht keine Referendumsfrist abgewartet zu werden; 

weil es sich primãr um eine politische Lõsung handelt, bieten sich 
keine juristischen Abgrenzungsschwierigkeiten; 

es erlaubt eine einfache verfassungsrechtliche Regelung; 

es bliebe garantiert, dass das Parlament in besonderen Fãllen ab­
schliessend, das heisst unter Ausschluss des Referendums entscheiden 
kann. Dann nãmlich, wenn eine qualifizierte Mehrheit das Erreichen 
des nõtigen Quorums im Parlament verhindert. 

Der Vorschlag befriedigt in diesem Sinne Bedürfnisse nach mehr Mitwir­
kungsmõglichkeiten, respektiert aber auch die Erfordernisse eines raschen 
und flexiblen Staatshandelns. 

(2) Variantenabstimmungen 

Nicht nur auf kantonaler Ebene, sondem gerade auch auf Bundesebene 
scheitem Vorlagen oft aufgrund von Einzelfragen. Wegen einzelner Stol­
persteine kann es zu Scherbenhaufen kommen. Solche Scherbenhaufen 

55 Vgl. auchMÜLLERIAUBERT 1987,Art. 89Abs. l,Rz. 19. 
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kõnnten unter Umstãnden verhindert werden, wenn vom Parlarnent eine 
Variante vorgelegt werden kõnnte. Die Kantone haben den Weg dazu be­
reitet. lch darf narnentlich auf das beschriebene "Bemer Modell" verwei­
sen.56 

(3) Ausweitung des Initiativrechts 

Mein dritter Vorschlag betrifft die Ausweitung des lnitiativrechts auf die 
Gesetzesebene. Hier darf das Reformpostulat nicht abgeschrieben werden, 
auch wenn in den letzten Jahren sowohl die Gesetzesinitiative wie auch die 
Einheitsinitiative im Parlarnent gescheitert ist. 57 Di e Hauptgründe für eine 
Reform sind bekannt. Würde das Initiativrecht ausgebaut, so wãren Initi­
anten nicht mehr darauf angewiesen, die Verfassungsinitiative ausufem zu 
lassen und sie als eine de facto Gesetzes- und Verwaltungsinitiative zu 
verwenden. 58 Die Zahl von Verfassungsinitiativen, die gemãss Untersu­
chungen von RudolfWertenschlag zu 3/4 materiell Gesetzes- und Verord­
nungsrecht betreffen, 59 machen hier das Bedürfuis nach einer Ausweitung 
überfállig. Der bestehende Rechtszustand vermag nicht zu befriedigen. 60 

Ein Ausbau des Initiativrechts wãre auch unter zwei weiteren Aspekten 
interessant. 

Zum ersten kõnnte die Ausweitung des Initiativrechts als Kompensation 
für eine mõgliche Einschrãnkung des Referendumsrechts dienen. Ich denke 

56 Vgl. vorne Ziff. 3.4. 

57 Vgl. Parlamentarische Initiative Jãger, Amtl.Bull. Nr I. 1987, 673ff.; Parlamentari­
sche Initiative der SVP, Amtl. Buli. Nr. 1991, 1617ff.; BB/1991 m 856ff. 

58 Vgl. z.B. der Bericht über die Totalrevision der BWldesverfassWlg: "Das Fehlen der 
Gesetzesinitiative im Bund hat wesentlich dazu beigetragen, dass die VerfassWlgs­
initiative ZWlehmend ergriffen wurde, um gesetzliche oder verordnWlgsrechtliche 
RegelWlgen zu ãndern oder in hãngige Verfahren einzugreifen. Damit wurde die 
VerfassWlg immer mehr zum Sammelbecken, ja zum AblagefWlgsplatz für LõsWlgen 
aller Stufen der RechtsfortbildWlg Wld Rechtsverwirklichllilg" (BB/1987 m 105f). 

59 WERTENSCHLAG 1990, S. 63f 

60 Die Frage, welche Art von Initiativrecht vorzuziehen sei, die Gesetzesinitiative oder 
die Einheitsinitiative, kann hier offen bleiben. Sie wurde in verschiedenen Publika­
tionen sowie insbesondere auch im Rahmen einer parlamentarischen Initiative der 
SVP in den letzen Jahren ausführlich diskutiert. Vgl. WERTENSCHLAG 1990, S. 89ff.; 
Lm . .rnARDI 1990; KoLziPoLEDNA 1988. 
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hier namentlich an eine allfállige Neuauflage der EWR-Diskussion. Eine 
Ausweitung des Initiativrechts wãre meines Erachtens auf Stufe Bund eine 
emsthafte Àltemative zum konstruktiven Referendum.61 Dies namentlich 
dann, wenn für die Behandlung der Initiativen strenge Fristen gesetzt und 
zusãtzlich bei geeigneten Einführungsgesetzen auch noch Variantenfragen 
eingesetzt werden kõnnten. Die Initiative und die Variantenfrage kõnnten 
hier von zwei Seiten her ãhnliche Bedürfuisse einfacher und mit mõgli­
cherweise weniger Problemen befriedigen als das konstruktive Referen­
dum. 

Ein zweiter Aspekt. Ich mõchte noch eine Idee aufgreifen, die zum Thema 
Schutz und Sicherung der Volksrechte gehõrt. Ein Anliegen, das, wie ge­
zeigt, in verschiedene kantonale Verfassungen einfloss. E s geht um di e 
Frage nach einer Altemative zu einer Ungültigerklãrung, falls Initiativen 
auf Stufe Bund künftig materiellen Schranken unterworfen werden sollten. 
Sei es 

aufgrund des Verstosses gegen intemationales Recht oder 

weil sie nicht materielles Verfassungsrecht betreffen. 

Ein juristisches Fallbeil im Sinne einer abschliessenden Ungültigkeitserklã­
rung durch die Bundesversammlung ist problematisch.62 Eine interessante 
Altemative wãre die Mõglichkeit der Umwandlung einer formulierten 
Verfassungsinitiative in eine Einheitsinitiative. Eine Idee, die in der Bemer 
Diskussion geprüft wurde und auch schon von Aldo Lombardi vorgeschla­
gen wurde. 63 Die Bundesversammlung kõnnte. nach der Umwandlung die 
notwendigen Korrekturen am Text vomehmen. Sei es, dass sie den Text 

61 Im Vordergnmd stünde woh1 die nichtformulierte Einheitsinitiative, die dem Parla­
ment Raum 1iesse, eine mit dem übergeordneten Recht vereinbare Lõsung zu finden. 

62 Eine par1amentarische Initiative Zwing1i will die Frage der Rückwirkung von Initia­
tiven in Art. 121 Abs, 4bis BV ausdrücklich regeln. Die Bundesversamrn1ung soll 
bei der Stellungnahme zu einem Initiativbegehren auch über die Gültigkeit oder Un­
gü1tigkeit rückwirkender Bestimmungen entscheiden. Die Ungü1tigkeitserklãrung 
wãre ni eh t obligatorisch. Den Rãten würde ein gewisses Ermessen zustehen ( vgl. 
BB1 1993 II 204 ff. ). 

63 LOMBARDI 1990,S.48f. 
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võlkerrechtskonform redigiert, sei es, indem sie eine Regelung nicht auf 
d er V erfassungs- sondem auf Gesetzesstufe erlãsst. 64 

Damit hãtte man unter Umstã.nden das politisch geforderte Mittel gegen 
sogenannte "missbrãuchliche" Initiativen, sofem es ein solches nach der 
Einführung des vorgeschlagenen Verwaltungsreferendums noch brauchte. 

(4) Einführung des Õffentlichkeitsprinzips 

M e in vierter Vorschlag bezieht si eh auf das Offentlichkeitsprinzip. Das 
Úffentlichkeitsprinzip dient nicht nur der Transparenz des staatlichen Ent­
scheidungsprozesses. Es begünstigt - wie es in Bem in einem Gutachten 
attestiert wurde - ebenfalls di e· Effektivitãt des staatlichen Handelns. Das 
Offentlichkeitsprinzip ist ein Schritt zu mehr Demokratie. Denn der freie 
Fluss von Informationen bildet - wie im Kommentar zur Bundesverfassung 
ausgeführt wird - "im demokratischen Staat eine der Grundbedingungen 
seiner Problemlõsungskapazitãt und Innovationsfàhigkeit". 65 Hier gãlte es, 
die Entwicklungen in den Kantonen zu würdigen und auf Stufe Bund 
nachzuziehen. 

(5) Aufwertung der Mitwirkungsrechte der Kantone 

Wenn ich schon zu den Wechselwirkungen zwischen Bund und Kantonen 
gesprochen habe, mõchte ich meine fünfte und letzte Anregung auch dem 
Bereich der Mitwirkungsrechte der Kantone widmen. Unbefriedigend ist 
heute, dass einer kantonalen Standesinitiative, selbst wenn ihr ein Volksbe­
schluss zugrunde liegt, nur sehr wenig Wirkung zukommt. Das gleiche gilt 
für kantonale Abstimmungen im Bereich von Vemehmlassungen an den 
B un d. 

Es sollte nach Mõglichkeiten gesucht werden, wie die Mitwirkungsrechte 
betroffener Kantone und Regionen verbessert werden kõnnten. Eine Mõg-

64 Di e Zulãssigkeit dieser Umwandlung sollte durch das Bundesgericht überprüft wer­
den konnen. 

65 MÜLLER 1986, Rz.39. 
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lichkeit wãre die Aufwertung der Standesinitiative. 66 E ine andere wãre dic 
Einfuhrung einer Kantonsinitiative, wie sie bereits im Verfassungsentwurf 
1977 vorgesehen war. 67 

Eine Reform der Mitwirkungsrechte der Kantone kõnnte auch eine Ver­
handlungsbasis bilden, auf der sich gewisse Bedenken der Kantone gegen 
die Einfuhrung einer Gesetzes- oder Einheitsinitiative ohne Stãndemeru-68 

abfedem liesse. 

5. Schluss 

Die letzten Jahre haben gezeigt, dass auf Stufe Bund Wandel im Bereich 
der Demokratie schwierig ist. Es wãre begrüssenswert, wenn nun bald 
auch hier ein grõsseres Reformpaket geschnürt und ins Ziel gebracht wer­
den kõnnte. Ein Reformbedarf besteht. Dies wurde in der Literatur wie 
auch in Stellungnahmen des Bundesrats69 wiederholt begründet .. 

Es ist verschiedentlich gelungen, Entwicklungen auf kantonaler Ebene zu 
nutzen, um gewisse Blockaden auf Bundesebene zu überwinden. Es wãre 
schõn, wenn die Spurarbeiten der Kantone auch im Bereich der Demokra­
tiereform ei nen Beitrag zum nati onal en F ortschritt leisten kõnnten. 

Es sei beigefugt, dass man sich dasselbe auch fur die Totalrevision der 
Bundesverfassung erhoffen darf. Insbesondere weil mõglicherweise erst sie 
das Gefáss sein wird, mit dem eine grõssere Demokratiereform verwirk­
licht werden kõnnte. 

66 Beispielsweise nach dem Vorschlag des VerfassWlgsentwurfes von KõlzJMüller, 
Art. 88: danach kãme einer Standesinitiative die Wirkllilg einer Volksinitiative zu, 
wenn si e von j e einem Drittel beider Rãte Wlterstützt würde. 

67 Danach hãtte eine Initiative von drei Kantonsparlamenten die gleiche Wirkllilg wie 
eine Volksinitiative. VerfassWlgsentwurf 1977, Art. 65. 

68 Vgl. WERTENSCHLAG 1990, S. 96f., S. 108f.;LOMBARDI 1990, S. 38f. 

69 Z. B. BBl 1987 m l 05 oder di e Ausfilhrungen von Bundesrat KoLLER in diesem 
Heft .. 
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